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	Beschlussvorschlag


Der Bund und das Land Mecklenburg-Vorpommern haben bereits umfangreiche Soforthilfen für die

Bewältigung der Corona-Krise beschlossen und in der Umsetzung. Auch die Universitäts- und

Hansestadt Greifswald hat mehrere Maßnahmen zur Unterstützung von Corona-Betroffenen

eingeführt (siehe Presseerklärung des Oberbürgermeisters vom 27. März 20201).

Gerade in einer solchen, noch nie dagewesenen Krisensituation, ist es unverzichtbar, als Gesellschaft

solidarisch zusammenzustehen und sich gegenseitig zu unterstützen. Für die Bürgerschaft ist es ein

selbstverständliches Anliegen, alle Teile unserer weltoffenen Stadt bestmöglich zu unterstützen.

Wir als Universitäts- und Hansestadt Greifswald legen daher ein besonderes Augenmerk auf die

Unterstützung für Menschen, Vereine und Einrichtungen in dieser Stadt und auch für die Wirtschaft,

insbesondere dort, wo die gestarteten Hilfen aus Bund und Land nicht ausreichen und wo das

Aufrechterhalten der sozialen Kontakte (in aller gebotenen Rücksichtnahme zur Vermeidung eines

weiteren Ausbreitens der Pandemie) gesichert werden muss.

Die Bürgerschaft der UHGW erklärt daher, im Rahmen der aktuellen Corona-Pandemie und den

damit einhergehenden Einschränkungen des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens folgende

Maßnahmen als Hilfen und Unterstützungsleistungen für die Bürgerinnen und Bürger,

Arbeitnehmer* innen und kommunalen Unternehmen sowie Vereine und Institutionen im Sinne der

oben angeführten Grundsätze zu ergreifen.

I. Umfassende Informationsverbreitung

1. Fortführung und Erweiterung der Informationen über Hilfen von Land und Bund auf möglichst

allen Informationskanälen.

2. Fortführung und Erweiterung der Informationen über Hilfsangebote der Stadt, der städtischen

Betriebe und anderer Institutionen aus der Stadt

3. Einrichtung und Bekanntgabe einer zentralen Anlaufstelle (auch als Hotline) für die Anliegen aller

Bürger*innen, zum Beispiel für folgende Aufgaben:

1https://www.greifswald.de/de/verwaltung-politik/rathaus/pressemitteilungen/Greifswald-unterstuetzt-Wirtschaft-seit-Ausbruch-der-

Corona-Krise-mit-gezielten-Massnahmen/

- Erfassung von Hilfeersuchen aus der Stadt, vor allem von denjenigen, bei denen die angekündigten

Hilfen von Land und Bund sowie bisherige städtische Maßnahmen nicht ausreichen

- Aufnahme und Hilfestellung bei eventuellen Schwierigkeiten bei der Beantragung der

Unterstützung durch Land und Bund,

- Erfassung und Klärung eventueller Schwierigkeiten bei Zugänglichkeit und Öffnungszeiten von

Dienstleistungen des Rathauses und der städtischen Betriebe

II. Finanzielle Unterstützung von Gewerbe, Handel, Kleinunternehmern,

Dienstleistern, Kulturschaffenden, anderen Greifswalder Firmen, sowie von

der Corona-Pandemie betroffenen Greifswalder Einwohner*innen

(Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit)

4. Gewerbesteuer: Die Stadt gewährt weiterhin auf formlosen, schriftlichen Antrag umgehend die

Stundung von anstehenden Gewerbesteuerzahlungen. Auch eine nachträgliche Kompensation, der

gesetzlich vorgeschriebenen 6%-Verzinsung einer Gewerbesteuerstundung oder sogar ein späterer

Erlass von Gewerbesteuerzahlungen ist möglich, bedürfen jedoch einer rechtlichen Einzelfallprüfung

des Corona-bedingten Härtefalls.

5 Härtefallregelung: Selbstständige und Freiberufler, die trotz aller Hilfen des Bundes und des

Landes wegen der CORONA Pandemie um ihre Liquidität und somit Geschäftsfortführung fürchten

müssen, wenden sich an die Anlaufstelle (I.3). Stadt und Bürgerschaft werden sich für eine

individuell zugeschnittene Unterstützung in Anlehnung an Pkt. II.4 einsetzen.

6. Mieten: Die Stadt stundet für ihre Mietverträge auf formlosen, schriftlichen Antrag hin die

Mietzahlungen für Gewerberäume bis mindestens zum 30.09.2020. Auch die städtischen Betriebe

stunden für Gewerberäume und private Wohnungen bis mindestens zum 30.09.2020 die Miete,

sofern die Mieter*innen nachweisen, dass sie trotz der Inanspruchnahme von Bundes-/ Landeshilfen

oder Wohngeld nicht in der Lage sind, ihre Mietzahlungen zu leisten. Auch ein späterer Erlass kann

möglich sein, bedarf jedoch einer Einzelfallprüfung des Corona-bedingten Härtefalls.

Bürgerschaft und Stadt appellieren an weitere Vermieter (private Vermieter, Stiftungen,

Genossenschaften etc.), obige Maßnahmen ebenfalls anzuwenden.

7. Betriebskosten: Die Stadt und ihre städtischen Betriebe vereinbaren, bis vier Wochen nach

Beendigung der Corona-bedingten Sonderregeln, auf formlosen, schriftlichen Antrag hin, für

gewerbliche und private Kunden die Vorauszahlung der Betriebskosten (Abschläge) zu stunden. Die

Antragsteller haben in einfacher Form zu belegen, dass sie trotz Kurzarbeits-Hilfen und weiterer

Bundes-/ Landeshilfen oder Wohngeldbezug ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen

können. Auch ein späterer Erlass ist möglich, bedarf jedoch einer rechtlichen Einzelfallprüfung des

Corona-bedingten Härtefalls.

Bürgerschaft und Stadt appellieren an andere Vermieter (Privat, Stiftungen, Genossenschaften etc.),

ebenfalls zu obigen Maßnahmen bereit zu stehen.

8. Keine Preiserhöhungen: Die Stadt und ihre städtischen Betriebe vereinbaren, in den nächsten drei

Monaten auf Erhöhungen bei Gebühren, Mieten und sonstigen Dienstleistungen zu verzichten.

Bürgerschaft und Stadt appellieren an andere Dienstleister (Privat, Stiftungen, Genossenschaften

etc.), obige Maßnahmen ebenfalls anzuwenden.

9. Kostenfreier kommunaler Nahverkehr: Stadt und Stadtwerke Greifswald GmbH sollen bis zum

Ende der Einschränkungen des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens aufgrund der Bekämpfung

der Corona-Pandemie Fahrten mit dem ÖPNV, weiterhin für die Nutzer*innen entgeltfrei lassen. Der

derzeitig angepasste Fahrplan soll nicht weiter eingeschränkt werden.

10. Kurzarbeitergeld: 

Die Stadt prüft in Abstimmung mit ihren kommunalen Betrieben die rechtliche Umsetzungsmöglichkeiten von Regelungen zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes auf 90% des Nettoarbeitslohns und beauftragt die Stadtverwaltung bzw. die städtischen Unternehmen diese für

- die Kurzarbeitergeld-empfangenden Beschäftigten in den kommunalen Unternehmen und 
- die Kurzarbeitergeld-empfangenden Mitarbeitenden von Vereinen und Einrichtungen, mit denen sie im Rahmen des KUS-Passes, zusammenarbeitet, umzusetzen. Hierbei darf die wirtschaftliche Situation der städtischen Unternehmen nicht gefährdet werden.
Die Universitäts- und Hansestadt Greifswald bittet alle Greifswalder Unternehmen, die Kurzarbeit anweisen müssen, eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes auf 90% zu ermöglichen, wenn es die wirtschaftliche Lage des Unternehmens zulässt.
Die Universitäts- und Hansestadt Greifswald fordert die vorpommerschen Bundestagsabgeordneten auf, sich im Bundestag für eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes auf 90% durch die Bundesregierung einzusetzen. 
Sollte das Prüfergebnis negativ ausfallen, werden den Vereinen, mit denen die Stadt im Rahmen des KUS-Passes zusammenarbeitet und denen aufgrund der Pandemie Einnahmen entfallen, auf Antrag die entgangenen Einnahmen erstattet.
11. Entgeltlose Leistungen von Verkaufseinrichtungen an Bedürftige: Der Oberbürgermeister wird

beauftragt mit den hiesigen Bäckern, Tankstellen und weiteren geöffneten Verkaufseinrichtungen zu

verhandeln, dass Bürger*Innen die Möglichkeit geschaffen wird, Produkte zu erwerben, die im

Anschluss an z.B. KUS Pass Inhaber*Innen oder sonstige bedürftige Personen (z.B. Tafel-Nutzer,

Obdachlose) entgeltlos weitergereicht werden können. ["paying forward"2]

III. Unterstützung von ehrenamtlichen Aktivitäten von Sozial- &

Pflegevereinen, Initiativen zur Nachbarschaftshilfe, Online-Kommunikation

und ähnlicher Strukturen für mehr Hilfen für Ältere, Risikogruppen und

weitere Personengruppen (z.B. KUS-Inhaber, Obdachlose, Tafel-Nutzer)

12. Anlaufstelle zur Unterstützung von ehrenamtlichen Aktivitäten: Die Stadt richtet z.B. in

Zusammenarbeit mit der Ehrenamtsstiftung und dem Bürgerhafen eine zentrale Anlaufstelle ein, die

soziale ehrenamtliche Aktivitäten beraten und unterstützen kann (z.B. bei Aktivitäten für KUSPassinhaber, für Tafelnutzer, im Pflegebereich etc.). Sie unterstützt die Initiativen und Gruppen auch bei der publikumswirksamen Veröffentlichung ihrer Angebote (z.B. Webseite der Stadt,

Presseerklärungen etc.), Verbreitung und Vermittlung von Bedarfen an Unterstützung (z.B.

Information an Studenten an Bedarf im Pflegebereich oder bei Initiativen) und auch bei der Beratung

der Ortsteilvertretung zur Umsetzung von Anfragen an die Ortsteilbudgets.

13. Zuschüsse: Ehrenamtliche Initiativen können Anträge zur Unterstützung ihrer Aktivitäten in Bezug

auf Corona an die Ortsteilvertretungen - Ortsteilbudgets – richten. Hierbei soll im Umlaufverfahren

entschieden werden können. Über positiv beschiedene Anträge, die über das Budget der

Ortsteilvertretungen hinausgehen, soll der Hauptausschuss gesondert im Umlaufverfahren

beschließen. Diese Mehrausgaben sollen dann ggf. aus dem städtischen Haushalt finanziert werden.

---------------------------------

2z.B. per Spenden-Motto „Kaufe 1 Artikel, aber bezahle 2“ im Rahmen einer Kampagne „Unser Herz für

Greifswalder*innen in Not“ o.ä.
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	Sachdarstellung/ Begründung


Die Einschränkungen des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens gehen für Unternehmen,

öffentliche und soziale/ kulturelle Einrichtungen, Selbstständige und Privatpersonen mit erheblichen

wirtschaftlichen Einschränkungen und Problemen einher. Nicht wenige Greifswalderinnen und

Greifswalder stehen vor dem nicht selbstverschuldeten, finanziellen Ruin.

Angesichts dieser außergewöhnlichen Situation betrachten wir es als selbstverständliche Aufgabe der

Universitäts- und Hansestadt Greifswald, den vor Ort lebenden und arbeitenden Menschen jede

Unterstützung zukommen zu lassen, die notwendig ist, um diese Situation möglichst gut zu

überstehen. Vor diesem Hintergrund halten wir die aufgeführten Maßnahmen für notwendig und

unaufschiebbar.

Sie sind explizit als Nothilfen zu verstehen, wenn der finanzielle Ruin trotz der Inanspruchnahme von

Bundes- und Landeshilfen sowie weiterer Hilfen nicht abwendbar ist.

Um die drohenden finanziellen Belastungen von Arbeitnehmer*innen abzufedern und die regionale

Wirtschaftstätigkeit zu unterstützen, soll die Stadt das ggf. ausgezahlte Kurzarbeitergeld auf 90% des

Nettoarbeitslohnes in denjenigen kommunalen Betrieben und Einrichtungen sowie in Vereinen und

Einrichtungen, mit denen die Universitäts- und Hansestadt Greifswald im Rahmen des KUS- Passes

zusammenarbeitet, aufstocken.

Um die jetzt noch arbeitenden Menschen in der Stadt nicht weiter zu belasten, soll auch der

öffentliche Nahverkehr als Mittel der öffentlichen Daseinsfürsorge uneingeschränkt  
aufrechterhalten werden. Nicht wenige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne eigenes Kfz haben durch die Einschränkungen des öffentlichen Nahverkehrs im Stadtgebiet Probleme, ihre Arbeitsstelle zu erreichen. Auch können nicht alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer problemlos auf das Fahrrad umsteigen, um ihren Arbeitsort zu erreichen. Gleiches gilt für Privatpersonen, die trotz Ausgangsbeschränkungen lebensnotwendige Wege innerhalb der Stadt zurücklegen müssen und dazu auf einen regelmäßig verkehrenden ÖPNV angewiesen sind.

Darüber hinaus gehört es zur Fürsorgepflicht der Universitäts- und Hansestadt Greifswald, den lebenden und arbeitenden Menschen jede Unterstützung in Form von Information und Beratung

über mögliche Hilfen des Bundes, des Landes, der Stadt sowie der vor Ort tätigen Einrichtungen, wie

z.B. der Caritas, der Diakonie oder der Volkssolidarität, und der ehrenamtlichen Initiativen/

Hilfsangebote, wie z.B. der Angebote von Nachbarschaftshilfen, zur Verfügung zu stellen. Dazu

bedarf es nicht nur einer Bündelung eben dieser Informationen mit Weiterleitungen zu den

Formularen und Informationen der jeweiligen Anbieter auf den Internetseiten der Stadt, sondern

auch der persönlichen telefonischen Beratung sowie der öffentlichen Bekanntgabe im Stadtblatt.

In der jetzigen Situation ist unser aller Solidarität gefragt. Daher sollte die Stadt eine entsprechende

Kampagne „Unser Herz für Greifswalder*innen in Not“ – z.B. gemeinsam mit der Greifswald

Marketing GmbH – initiieren, die sich explizit an Greifswalder Privatvermieter*innen wendet, um

finanzielle Notlagen von Mieterinnen und Mietern abzuwenden.

Zusätzlich muss auch für Beschäftigte außerhalb der städtischen Unternehmen, die von Kurzarbeit

betroffen sind, eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes auf 90% ermöglicht werden. Hier ist die

Bundesregierung in der Pflicht, eine Aufstockung vorzunehmen. Mit einem Appell sollen

Unternehmen, die über entsprechende finanzielle Möglichkeiten verfügen, zu selbstständigem

Handeln motiviert werden. Dies ist ein Vorgehen, was auch in anderen Unternehmen im

Bundesgebiet stattfindet.
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